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Landkreis Jerichower Land 
Der Landrat 
 

Allgemeinverfügung 
 

Ausnahmegenehmigung von der Aufstallungsverpflichtung gemäß § 1 Abs. 3 
Geflügel-Aufstallungsverordnung für das Gebiet des Landkreises Jerichower Land 

Gemäß § 1 Abs. 3 der Verordnung zur Aufstallung des Geflügels zum Schutz vor der Klassischen Geflügel-
pest (Geflügel-Aufstallungsverordnung) vom 9. Mai 2006 (www.ebundesanzeiger.de, eBAnz AT28 2006 V1) 
genehmige ich für das gesamte Territorium des Landkreises Jerichower Land mit Ausnahme der Gebiete: 

für den Landkreis 
Jerichower Land 
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Stadt Burg 

Gebiet begrenzt: 

- im Osten durch Erich-Mühsam-Straße und deren gedachte Verlängerung in Richtung Süden 
- im Süden durch das Bahngleis zwischen B 1 und B 246 a 
- im Westen durch B 1 ab Heizkraftwerk bis zur Kreuzung Conrad-Tack-Ring / Am Ring 
- im Norden durch Conrad-Tack-Ring, Grabower Landstraße bis zur Einmündung Erich-Mühsam-Straße. 

Stadt Möckern 

Stadt Möckern einschließlich Möckern-Lühe, jedoch außer den Ortseilen Friedensau, Lübars, Stegelitz, 
Wörmlitz, Büden, Hohenziatz und Ziepel  und der Karl-Marx-Siedlung. 

Stadt Gommern 

Ortsteile Wahlitz, Karith/Pöthen 

dass Geflügel auch außerhalb geschlossener Ställe oder Schutzvorrichtungen gehalten werden darf (Frei-
landhaltung): 

Begründung: 

Für sämtliche Geflügelhaltungen in oben bezeichnetem Gebiet liegen die Voraussetzungen für eine Geneh-
migung nach § 1 Abs. 2 Satz 1 auch in Verbindung mit Satz 2 Geflügel-Aufstallungsverordnung vor. 

Diese Allgemeinverfügung ergeht unter dem Widerrufsvorbehalt gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 3 Verwaltungsverfah-
rensgesetz (VwVfG) und kann insbesondere widerrufen werden, wenn die Voraussetzungen gem. § 1 Abs. 2 
Satz 1 auch in Verbindung mit Satz 2 der Geflügel-Aufstallungsverordnung nicht mehr vorliegen (§ 49 Abs. 2 
Nr. 3 VwVfG). 

Sie tritt mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag in Kraft und kann beim Landkreis Jerichower Land, 
Fachbereich 7, Sachgebiet Veterinärwesen, Brandenburger Str. 100 in 39307 Genthin und am Sitz der jewei-
ligen Stadt-/Gemeindeverwaltung bzw. in den Verwaltungsämtern der Verwaltungsgemeinschaften zu den 
Öffnungszeiten eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder mündlich zur Nie-
derschrift beim Landkreis Jerichower Land, Bahnhofstraße 9, 39288 Burg Widerspruch eingelegt werden. 

Burg, 15. Mai 2006 
 
 
gez. Lothar Finzelberg 

 

Ergänzende Hinweise zur Geflügel-Aufstallungsverordnung: 

1. Wer Geflügel im o. g. Gebiet in Freilandhaltung halten will, hat dies der zuständigen Behörde spätestens 
mit Aufnahme der Freilandhaltung unter Angabe seines Namens, seiner Anschrift und ihres Standortes 
anzuzeigen (§ 1 Abs. 4 Geflügel-Aufstallungsverordnung). 

2. Enten und Gänse sind räumlich getrennt von sonstigem Geflügel zu halten (§ 1 Abs. 5 Satz 1 Geflügel-
Aufstallungsverordnung). Der Halter von Enten und Gänsen hat sicherzustellen, dass die Tiere monatlich 
virologisch auf Influenza-A-Virus der Subtypen H5 und H7 untersucht werden. An Stelle dieser virologi-
schen Untersuchung nach § 1 Abs. 5 Satz 2 Geflügel-Aufstallungsverordnung kann der Halter abwei-
chend von § 1 Abs. 5 Satz 1 Geflügel-Aufstallungsverordnung Enten und Gänse zusammen mit sonsti-
gem Geflügel halten, soweit das sonstige Geflügel dazu dient, die Einschleppung oder Verschleppung 
der Geflügelpest in den Bestand frühzeitig zu erkennen. Im Falle des § 1 Abs. 5 Satz 3 Geflügel-
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Aufstallungsverordnung muss die in der Anlage zu § 1 Abs. 5 Satz 4 Geflügel-Aufstallungsverordnung in 
Spalte 2 vorgesehene Anzahl von sonstigem Geflügel gehalten werden: 

Anzahl der gehaltenen Enten oder Gänse 

je Bestand 

Anzahl des sonstigen 

zu haltenden Geflügels 

1 2 

weniger als 10 mindestens 1, höchstens jedoch dieselbe Anzahl wie 
gehaltene Enten und Gänse 

11 - 100 10 - 50 

101 - 1000 20 - 60 

mehr als 1000 30 - 70 

 
Ferner hat der Halter jedes verendete Stück sonstiges Geflügel in einer von der zuständigen Behörde 
bestimmten Untersuchungseinrichtung unverzüglich auf Influenza-A-Virus der Subtypen H5 und H7 viro-
logisch untersuchen zu lassen (§ 1 Abs. 5 Satz 5 Geflügel-Aufstallungsverordnung). 

3. Der Geflügelhalter ist verpflichtet, abweichend von § 2 Abs. 1 Satz 1 und 2 Nr. 3 in Verbindung mit Abs. 
3 der Geflügelpest-Verordnung unabhängig von der Größe des Geflügelbestandes in das zu führende 
Bestandsregister je Werktag die Anzahl der verendeten Tiere zu vermerken und abweichend von § 8 b 
Nr. 1 bis 8 der Geflügelpest-Verordnung unabhängig von der Größe des Geflügelbestandes sicherzustel-
len, dass: 

• die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Standorte des Geflügels gegen unbe-
fugten Zutritt oder unbefugtes Befahren gesichert sind 

• die Ställe oder die sonstigen Standorte des Geflügels von betriebsfremden Personen nur mit be-
triebseigener Schutzkleidung oder Einwegkleidung betreten werden und dass diese Personen 
die Schutz- oder Einwegkleidung nach Verlassen des Stalles oder sonstigen Aufenthaltsortes 
des Geflügels unverzüglich ablegen 

• Schutzkleidung nach Gebraucht unverzüglich gereinigt und Einwegkleidung nach Gebrauch un-
verzüglich unschädlich beseitigt wird 

• nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel die dazu eingesetzten Gerätschaften und 
der Verladeplatz gereinigt und desinfiziert werden und dass nach jeder Ausstallung die frei ge-
wordenen Ställe einschließlich der dort vorhandenen Einrichtungen und Gegenstände gereinigt 
und desinfiziert werden 

• betriebseigene Fahrzeuge abweichend von § 16 Abs. 1 der Viehverkehrsverordnung unmittelbar 
nach Abschluss eines Geflügeltransports auf einem befestigen Platz gereinigt und desinfiziert 
werden 

• Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in der Geflügelhaltung eingesetzt und 
von mehreren Betrieben gemeinsam benutzt werden, jeweils im abgebenden Betrieb vor der Ab-
gabe gereinigt und desinfiziert werden 

• eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchgeführt wird und hierüber Aufzeichnungen 
gemacht werden 

• der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur Aufbewahrung verendeten Geflü-
gels bei Bedarf, mindestens jedoch einmal im Monat, gereinigt und desinfiziert werden. 

4. Die virologischen Untersuchungen nach § 1 Abs. 5 Satz 2 Geflügel-Aufstallungsverordnung sind jeweils 
an Proben von 60 Tieren je Bestand in einer von der zuständigen Behörde bestimmten Untersuchungs-
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einrichtung durchzuführen. Die Proben sind mittels Rachentupfer oder Kloakentupfer zu entnehmen. 
Werden weniger als 60 Enten oder Gänse gehalten, sind die jeweils vorhandenen Tiere zu untersuchen 
(§ 2 Abs. 1 Geflügel-Aufstallungsverordnung). 

5. Gemäß § 8c der Geflügelpest-Verordnung hat jeder Geflügelhalter, der Geflügel (mehr als 100 Stück ) 
Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten oder Gänse im o. g. 
Gebiet in Freilandhaltung  halten will,  die Tiere des Bestandes jeweils im Zeitraum vom 15. März bis 31. 
Mai und vom 15. Oktober bis 15. Dezember eines jeden Jahres auf das Influenza-A-Virus der Subtypen 
H5 und H7 wie folgt untersuchen zu lassen: 

1. bei Hühnern, Truthühnern, Perlhühnern, Rebhühnern, Fasanen, Laufvögeln und Wachteln jeweils an 
Proben von zehn Tieren je Bestand serologisch und 

2. bei Gänsen und Enten jeweils an Proben von 15 Tieren je Bestand serologisch 

in einer von der zuständigen Behörde bestimmten Untersuchungseinrichtung. 

6. Der Geflügelhalter hat der zuständigen Behörde unverzüglich jeden Nachweis des Influenza-A-Virus der 
Subtypen H5 und H7 mitzuteilen. Ferner hat er die Ergebnisse der Untersuchungen mindestens ein Jahr 
lang aufzubewahren und der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. Die Frist beginnt mit dem 
Ablauf des Kalendermonats, in dem ihm die Ergebnisse der Untersuchung schriftlich mitgeteilt worden 
sind (§ 2 Abs. 3 Geflügel-Aufstallungsverordnung). 

7. Geflügel, ausgenommen Geflügel, das unmittelbar zur Schlachtung verbracht wird, darf nur in den Ver-
kehr gebracht werden, soweit das Geflügel 7 Tage vor dem Inverkehrbringen in einem geschlossenen 
Stall oder einer Schutzvorrichtung gehalten und längstens vier Werktage vor dem Inverkehrbringen kli-
nisch tierärztlich oder im Falle von Enten und Gänsen virologisch nach näherer Anweisung der zuständi-
gen Behörde mit negativem Ergebnis auf Influenza-A-Virus der Subtypen H5 und H7 untersucht worden 
ist. Derjenige, der Geflügel in den Verkehr bringt, hat eine tierärztliche Bescheinigung über die Untersu-
chung nach Satz 1 mitzuführen. Die Bescheinigung ist auf Verlangen der zuständigen Behörde vorzule-
gen (§ 4 Geflügel-Aufstallungsverordnung). 

8. Treten innerhalb von 24 Stunden in einem Geflügelbestand Verluste von mindestens drei Tieren bei ei-
ner Bestandsgröße von bis zu 100 Tieren oder mehr als 2 vom Hundert der Tiere des Bestandes bei ei-
ner Bestandsgrö0e von mehr als 100 Tieren auf oder kommt es zu einer erheblichen Veränderung der 
Legeleistung oder der Gewichtszunahme, so hat der Besitzer unverzüglich durch den Tierarzt die Ursa-
che feststellen zu lassen. Dabei ist immer auch auf Influenza-A-Virus der Subtypen H5 und H7 zu unter-
suchen (§ 8 Abs. 1 Geflügelpest-Verordnung). 

9. Verstöße gegen die Bestimmungen der Geflügel-Aufstallungsverordnung können gemäß § 6 Geflügel-
Aufstallungsverordnung i. V. m. § 76 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 2 des Tierseuchengesetzes als 
Ordnungswidrigkeit geahndet werden. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfund-
zwanzigtausend Euro geahndet werden (§ 76 Abs. 3 Tierseuchengesetz). 

10. Gem. § 69 Abs. 1 Nr. 1 des Tierseuchengesetzes entfällt der Anspruch auf Entschädigung u. a., wenn 
der Besitzer der Tiere oder sein Vertreter im Zusammenhang mit dem die Entschädigung auslösenden 
Fall eine erlassene Rechtsverordnung oder eine behördliche Anordnung schuldhaft nicht befolgt. 

11. Nach § 2 der Geflügelpestschutzverordnung hat jeder Geflügelhalter, der Geflügel im o. g. Gebiet in Frei-
landhaltung halten will sicherzustellen, dass 

• die Tiere nur an Stellen gefüttert werden, die für wildlebende Zugvögel nicht zugänglich sind, 

• die Tiere nicht mit Oberflächenwasser, zu dem wildlebende Zugvögel Zugang haben, getränkt wer-
den und Futter, Einstreu und sonstige Gegenstände, mit denen Geflügel in Berührung kommen 
kann, für wildlebende Zugvögel unzugänglich aufzubewahren ist. 
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160 

 
Zwischen dem Landkreis Köthen/Anhalt und dem Landkreis Jerichower Land 
wird nachfolgende  
 

Zweckvereinbarung gemäß § 2 GKG - LSA 
zur gemeinsamen europaweiten Ausschreibung der Stromlieferung 

 
geschlossen:  
 

Präambel 
 
Der Landkreis Köthen/Anhalt und der Landkreis Jerichower Land beabsichtigen eine gemeinsame Aus-
schreibung (Bündelausschreibung) von Stromlieferungen für einen Zeitraum von maximal 2 Jahren. Dieser 
Vereinbarung können die kreisangehörigen Städte und Gemeinden der vorstehend genannten Landkreise 
sowie weitere Landkreise beitreten, indem sie eine gleichlautende Vereinbarung mit dem Landkreis 
Köthen/Anhalt abschließen. Auf § 5 GKG – LSA wird hingewiesen. 
Die Unterzeichner dieser öffentlich-rechtlichen Vereinbarung werden nachstehend "Beteiligte" genannt. 
 
Dies vorausgeschickt, wird die nachfolgende Vereinbarung getroffen:  
 
 

§ 1 
Durchführung der Stromausschreibung  

 
(1) Die Vorbereitung und Durchführung der Ausschreibung betreffend die Stromversorgung für sämtliche 

an dieser Vereinbarung Beteiligten erfolgt ausschließlich durch den Landkreis Köthen/Anhalt. Dieser 
verpflichtet sich, diese Aufgabe für die übrigen Beteiligten durchzuführen. Der Landkreis Köthen/Anhalt 
wird dafür hiermit von jedem Beteiligten ausdrücklich bevollmächtigt. Die Vollmacht umfasst das ge-
samte Vergabeverfahren von der Vorbereitung des Ausschreibungsverfahrens über die Durchführung 
bis hin zur Erteilung des Zuschlages oder Aufhebung der Ausschreibung. Der Zuschlag an den Strom-
lieferanten erfolgt durch den Landkreis Köthen/Anhalt  als Vertreter aller Beteiligten, d. h., jeder Betei-
ligte wird eigenständige Vertragspartei des Stromlieferanten. Die aus dem noch abzuschließenden Ver-
trag zwischen den Beteiligten und dem Stromlieferanten resultierenden Rechte und Pflichten werden 
eigenverantwortlich von den Beteiligten wahrgenommen.  

(2) Führen Gründe zur Aufhebung der Ausschreibung haben die Beteiligten unverzüglich über einen Neu-
beginn der Ausschreibung im Rahmen dieser Zweckvereinbarung oder über die Beendigung der 
Zweckvereinbarung zu entscheiden. 

(3) Der Landkreis Köthen/Anhalt hat die einschlägigen Vergabebestimmungen zu beachten, er garantiert 
jedoch keine Fehlerfreiheit. Er ist berechtigt, sich zur Durchführung des Ausschreibungs-
/Vergabeverfahrens Dritter zu bedienen. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die technische und ju-
ristische Betreuung des Vergabeverfahrens und eines gegebenenfalls durchzuführenden Nachprü-
fungsverfahrens vor der Vergabekammer.  

(4) Der Landkreis Köthen/Anhalt übernimmt keine Haftung im Hinblick auf die wettbewerbsrechtliche Zu-
lässigkeit der in diesem Vertrag geregelten Stromeinkaufskooperation. Für die aus einer eventuellen 
Unzulässigkeit entstehenden Rechtsfolgen haften alle Beteiligten entsprechend ihrem in § 3 Abs. 1 
näher definierten Anteil.  

(5) Die Beteiligten haften Dritten gegenüber gesamtschuldnerisch. Im Innenverhältnis sind die Beteiligten 
sich entsprechend der Regelung des § 3 zum Ausgleich verpflichtet. Diesen Ausgleichanspruch kann 
jeder Beteiligte im Rahmen des Haftpflichtdeckungsschutzes beim KSA bzw. dem jeweiligen Versiche-
rer geltend machen. 

 
 

§ 2 
Verbindlichkeit des Zuschlages 

 
Jeder Beteiligte erkennt den nach Beendigung des Ausschreibungsverfahrens durch den Landkreis 
Köthen/Anhalt vorzunehmenden Zuschlag auf das unter Berücksichtigung aller Umstände wirtschaftlichste 
Angebot (§ 25 Ziffer 3 VOL/A) als verbindlich an und verpflichtet sich zur Stromabnahme von dem Bieter, der 
den Zuschlag erhalten hat für die Dauer der Vertragslaufzeit.  



Amtsblatt des Landkreises Jerichower Land,  12. Jahrgang, Nr. : 7    vom  15.5.2006                                        Seite  
 

228

 
 

§ 3 
Kosten 

 
(1) Sämtliche im Zusammenhang mit dem Ausschreibungs-/Vergabeverfahren entstehenden Kosten tra-

gen die Beteiligten anteilig unabhängig vom wirtschaftlichen Erfolg der Ausschreibung, d. h. unabhän-
gig davon, ob auf die Ausschreibung eine Zuschlagserteilung erfolgt. Der auf jeden Beteiligten entfal-
lende Anteil ermittelt sich aus dem Anteil der auf den einzelnen Beteiligten entfallenden Strommenge 
im Verhältnis zur Gesamtausschreibungsmenge. Maßgebend hierfür sind die bei der Ausschreibung 
für die Beteiligten in Ansatz gebrachten Mengen. 

(2) Der Landkreis Köthen/Anhalt ist berechtigt von den Beteiligten Zahlungen der auf den Beteiligten ent-
fallenden Kosten zu fordern. Die Zahlungen sind fällig zu den Terminen, an denen die Kosten fällig 
werden. Die Schlussabrechnung erfolgt nach dem Vorliegen aller einschlägigen Rechnungen. 

 
 

§ 4 
Mitwirkungspflichten 

 
Jeder Beteiligte liefert dem Landkreis Köthen/Anhalt oder einem noch zu benennenden Dritten innerhalb 
eines angemessenen Zeitraums bis zu noch zu benennenden Stichtagen alle relevanten Daten insbesondere 
den konkreten Strombedarf für seinen Zuständigkeitsbereich. Dieser wird Grundlage der Ausschreibung.  
Bei nicht rechtzeitiger Lieferung der Daten kann der Beteiligte vom weiteren Verfahren ausgeschlossen wer-
den, wobei die bis dahin verbindlich gewordenen Kosten anteilig zu tragen sind.  
 
 

§ 5 
Dauer des Stromlieferungsvertrages 

 
Die Ausschreibung soll eine maximale Vertragslaufzeit von 2 Jahren vorsehen. Frühester Vertragsbeginn ist 
der 01.01.2007. Spätester Zeitpunkt der Beendigung des Vertrages ist der 31.12.2008. 
 
 

§ 6 
Schriftform/Salvatorische Klausel  

 
Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt 
auch für die Aufhebung dieses Schriftformerfordernisses. Mündliche Nebenabreden haben keine Gültigkeit. 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung ungültig sein, so wird die Rechtsgültigkeit der anderen 
Bestimmungen hierdurch nicht berührt. Die Beteiligten verpflichten sich, die ungültigen Bestimmungen un-
verzüglich durch solche zu ersetzen, die dem Zweck der Vereinbarung am nächsten kommen. Auf § 5 GKG 
– LSA wird hingewiesen. 
 

§ 7 
Dauer der Vereinbarung 

 
Diese Vereinbarung endet mit der Erteilung des Zuschlages. Damit endet nicht die Kostentragungspflicht 
nach § 3. 
Unberührt hiervon bleiben weiterhin gegebenenfalls noch aus der Vereinbarung resultierende Verpflichtun-
gen der Beteiligten.  

 
§ 8 

Bekanntmachung 
 
Diese Zweckvereinbarung wird am Tage nach ihrer letzten öffentlichen Bekanntmachung durch einen der 
Beteiligten wirksam. 

 

§ 9 
Anzahl der Ausfertigungen 
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Diese Vereinbarung wird zwischen dem Landkreis Köthen/Anhalt und jedem Beteiligten zweifach ausgefer-
tigt. Jede Partei erhält eine Ausfertigung.  
 
 
Köthen (Anhalt), den 11.05.2006   Burg, den 11.05.2006 
 
gez. Ulf Schindler gesiegelt   gez. Lothar Finzelberg    gesiegelt     
Landrat Landrat  
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